
Entwaffnung ist kein 
Kompromiss…

…und auch nicht «pragmatisch»: 
Die EU-Waffenrichtlinie 
darf nicht übernommen werden!
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Vorgeschichte

Die Schweiz bekam 1999 ein eidgenössisches Waffengesetz. Zuvor waren die 
Waffengesetze kantonal geregelt und sehr unterschiedlich (Föderalismus). 

Kanton AG: Waffentragen frei, Kriminalität tief // Kanton ZH: Waffentragen restriktiv; Kriminalität hoch

Im Jahr 2005 stimmte das Volk über den Beitritt zu Schengen ab (Einführung 2008). 

Dazu musste auch das Waffenrecht von 1999 angepasst, sprich verschärft werden. 

(Basis EU-Richtlinie 91/477/EWG)

Brüssel wollte das Gesetz weiter verschärfen.

Mit den Anschlägen im Jahr 2015 in Dänemark 

und Frankreich (Synagoge Kopenhagen, Charlie Hebdo, 

Jüdischer Markt, Thalys-Zug 9364, Bataclan) 

hatte man einen Grund. TERRORVERHINDERUNG!

Drei Wochen nach Bataclan war der Entwurf fertig!
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Um was geht es?
Die Richtlinie 2017/853 basiert auf einem Binnen-

marktgesetz. Einsprache Tschechien beim EU-

Gerichtshof, jedoch ohne aufschiebende Wirkung!
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Wieso sind einige EU-Länder gegen das Waffengesetz?

Tschechien hat beim EU-Gerichtshof Klage eingereicht, wegen fehlender Einheit der 

Materie und Ungleichbehandlung der Schengen-Staaten (Lex Helvetica)!

Italien und Frankreich setzten das Gesetz nur teilweise um.

Polen und Ungarn weigern sich das Gesetz anzunehmen.

Widerstand gegen Waffengesetz geschichtlich bedingt in:

− Ungarn: Entwaffnung des Volkes nach dem Volksaufstand 1956, Einmarsch Sowjets

− Tschechien: Entwaffnung des Volkes nach dem Prager Frühling 1968, Sowjets

− Polen: Entwaffnung des Volkes unter kommunistischer Führung. Bürgerkrieg 1981 - 1983



VERBOTEN!



LEGAL!
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Der «pragmatische Kompromiss» im Überblick 1/2

Was kommt bei einem JA am 19. Mai auf uns zu?

Sofort (ab 01. Juni 2019!):

− Verbot aller halbautomatischer Gewehre, inkl. Stgw PE57 und PE90, Magazine >10 
Schuss (Erhalt nur noch gegen Ausnahmebewilligung, unter strengen Auflagen)

− Verbot halbautomatischer Pistolen mit Magazinen >20 Schuss (Erhalt nur noch gegen 

Ausnahmebewilligung, unter strengen Auflagen)

− Verbot von sämtlichen zu Halbautomaten umgebauten Ordonnanz-Vollautomaten 

(unabhängig von der Magazingrösse; → Kat. A)

− Einführung der Bedürfnisnachweispflicht (vom Volk am 13. Februar 2011 abgelehnt, Schiessnachweis)

− Einführung der Nachregistrierungspflicht (vom Volk am 13. Februar 2011 abgelehnt, grosser 
Administrativer und finanzieller Aufwand → Siehe auch Registrierungsversuch Kanada)



• Umgebaute Seriefeuerwaffe (Kat. A)

• Magazin 24 Schuss 

(auch Stgw 57PE)



Pistole Glock 17 Gen. 4

mit Sportgriffstück
CH Armee Pistole 2012/2015

17 Schuss Magazin



Pistole Glock 17 Gen. 4

mit Sportgriffstück mit 

Magzinverlängerung
CH Armee Pistole 2012/2015

21 Schuss Magazin
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Der «pragmatische Kompromiss» im Überblick 2/2

Bleibt es bei diesen – so inakzeptablen wie unnötigen – Verschärfungen?

Nein.

− Mit Artikel 17 der EU-Waffenrichtlinie wird alle fünf Jahre automatisch das Gesetz auf 
seine Wirksamkeit «überprüft» (Ab 14.09.2020; Zweck Terrorverhinderung!).

− Sehr wahrscheinlich schon 2022, spätestens aber 2027 werden

− das absolute Halbautomatenverbot für Private und

− psychologisch-medizinische Tests als Grundvoraussetzung für den Besitz jeglicher Art 
von Feuerwaffen (Art. 5 + 6 der Waffendirektive)

kommen.

Meldung persönlicher Daten an Mitgliedstaaten (Verbringung oder Ablehnung, Art. 13)
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Art. 17, Waffenrichtlinie 2017/853 (Firearms Directive)

Einer der elementarsten und einschneidendsten Punkte der Richtlinie ist Artikel 17.

Dabei handelt es sich um eine dynamische Rechtsübernahme!

Als Zweck des Gesetzes wird in der EU und wurde bei der Beratung im 

Schweizer Parlament klar Terrorverhinderung als Ziel kommuniziert!
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Abstimmungsbroschüre vom 19.05.2019

Kann ein Waffengesetz oder überhaupt ein Gesetz einen Terroranschlag 
verhindern? 

NEIN! Kriminelle und Terroristen halten sich nicht an Waffengesetze. 

Niemand hat die Absicht, eine Mauer zu errichten! 
Walter Ulbricht, 15.06.1961 (ehem. DDR Staatschef)
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Meilenstein von Jean-Claude Juncker (Präsident EU-Kommission)

Am Dienstag, 20.12.2016 einigten sich die EU-Staaten, die EU-Kommission und das 
Europaparlament auf eine neue Waffenrichtlinie (heute → 2017/853).

Bei der Medienkonferenz äusserte sich Jean-Claude Juncker sinngemäss:

«Ich wäre bei der Verschärfung gerne weitergegangen, die gefundene 
Einigung ist ein Meilenstein bei der Waffenkontrolle in der EU!»

Ein Meilenstein ist immer dazwischen und nie am Ziel.

Darum sind weitere Verschärfungen das klare Ziel 

der EU-Kommission.
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Berühmte Zitate von Jean-Claude Juncker

Um zu verstehen wie Jean-Claude Juncker und die EU-Kommission denkt, sind diese 
Zitate sehr wichtig und lassen tief in das Selbstverständnis dieser Institution blicken.

„Wenn es ernst wird, muss man lügen!“   (Euro-Krise, April 2011)

Brüsseler Republik, 27.12.1999
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Art. 5, Richtlinie 2017/853 (I)
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Art. 5, Richtlinie 2017/853 (II)
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Art. 6, Richtlinie 2017/853 (I)
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Art. 6, Richtlinie 2017/853 (II)
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Art. 6, Richtlinie 2017/853 (III)

Im Artikel 6 befindet sich im Absatz 6, lit. ii) auch die sogenannte Lex Helvetica.

Die Lex Helvetica ist die Ausnahmeregelung für die Schweiz (durch CZ eingeklagt).
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Art. 10 und 13, Richtlinie 2017/853

Waffenbesitzer Ausnahmebewilligung 

→ Eintrag im SIS (Kontrollen im Ausland?)
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UNRECHT

Die Umsetzung der EU-Feuerwaffenrichtlinie

− ist verfassungswidrig (BV Art. 5 Abs. 2, Verhältnismässigkeit für staatliches Handeln)

− widerspricht dem Volkswillen (Abstimmung vom 13.02.2011)

− bricht mit expliziten Versprechen des Bundesrates (Bundesbüchlein Schengen 2005)

Ein JA am 19. Mai bedeutet ein JA zu Gesetzen, die in jedem richtigen Rechtsstaat 
eigentlich tabu sein sollten.



Nein zum Entwaffnungsdiktat der EU | 28

Bundesverfassung, vom 18.04.1999





Nein zum Entwaffnungsdiktat der EU | 30

FREIHEITSFEINDLICH

Ein JA am 19. Mai bedeutet

− Umwandlung des Rechts auf Waffenbesitz in ein durch ungewählte Behörden 

gewährtes Privileg (Ausnahmebewilligungen, keine Rechtsgarantie!)

− Verschärfungen des Waffengesetzes alle fünf Jahre (Artikel 17 der Richtlinie) 

− in spätestens 10 Jahren ein absolutes Halbautomatenverbot für Private und 

«Psychotests» für alle Waffenbesitzer (Art. 5 + 6; Ende Schiessen als Breitensport)

− mehr Bevormundung, weniger Freiheit, Individualismus, Menschenrechts- und 

Minderheitenschutz
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NUTZLOS

Ein JA am 19. Mai bedeutet 

− eine explizite Erlaubnis an unsere Politik, nutzlose Gesetze zu geben

→ Freiheitsbeschränkung

− eine explizite Erlaubnis an unsere Politik, dem „allgemeinen Nutzen“ zuliebe 

Minderheiten zu «Bauernopfern» zu machen

− ein Zeichen ans Ausland, dass wir bereit sind, uns selbst zu schaden, wenn man uns 

unter Druck setzt (weniger Freiheit für null zusätzlichen Nutzen, z.B. Kohäsions-Mia)

Sogar CVP und FDP geben zu, dass das Gesetz nutzlos ist.
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Nutzlos gegen Terror – Nutzlos gegen Missbrauch

Die Übernahme der EU-Richtlinie bringt keinerlei Vorteile

«Wer glaubt, mit der Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie einen Beitrag zur 
Terrorismusbekämpfung zu leisten, liegt – das ist einzuräumen – wohl falsch.»

CVP-Nationalrat Nicolo Paganini, als Fraktionssprecher der Partei, in seinem 
Votum für (!) die Verschärfung des Waffengesetzes (Nationalratsaal, 30.05.2018) 

«Es gibt in der Schweiz vergleichsweise viele Waffen; trotzdem gibt es kaum 
Probleme, man staunt in vielen Teilen der Welt darüber. Das zeigt: In unserem Land 
wird grundsätzlich verantwortungsvoll mit Waffen umgegangen.»

FDP-Bundesrätin Karin Keller-Sutter, in ihrer Verteidigung (!) der Verschärfung des Waffengesetzes 
(Bundesmedienzentrum, 14.02.2019) 
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GEFÄHRLICH

Ein JA am 19. Mai bedeutet

− mehr Bürokratie für die Sicherheitsbehörden, weniger Präsenz auf der Strasse 

→ weniger Sicherheit und Ordnung

− Wegfall des dissuasiven Effektes, der vom Recht auf privaten Waffenbesitz ausgeht 

→ markante Zunahme von Überfall-, Raub- und Einbruchdelikten
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ANTISCHWEIZERISCH

Ein JA am 19. Mai bedeutet 

− Einen Staat zuzulassen, der den Bürger zum bewaffneten Militärdienst verpflichtet, ihm 

aber privaten Waffenbesitz verbietet 

− die Zerstörung unserer bestens funktionierenden und weltweit einzigartigen 

«Waffenkultur» (Sportanlässe ohne Ausschreitungen mit Ordnungsdienst)

− die Opferung von Schönem, Einzigartigem, Traditionsreichem auf dem hässlichen Altar 

der – angeblichen! – Alternativlosigkeit, obwohl kein Grund dazu besteht. 

(Feldschiessen, Ratsherrenschiessen, Morgartenschiessen, Knabenschiessen, etc.)
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Beispiel Morgartenschiessen
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Und Schengen?

Die Schützen haben 2005 das Referendum gegen den Schengen-Beitritt nicht 

unterstützt. Auch jetzt sagt die IGS explizit Ja zum Verbleib im Schengen-Raum! 

Die Ausschluss-Szenarien widersprechen der politischen und wirtschaftlichen Realität.

Sie sind nur Täuschungsmanöver und Desinformationen der Befürworter des Gesetzes!

«Die Schengen-Drohung ist geradezu bizarr. Der Entscheid über die Weiterführung 
des Abkommens ist ein politischer, kein juristischer. Die EU hat jedes Interesse 
daran, dass die Schweiz im Schengen-Raum verbleibt.»

Dr. Andreas Burckhardt, 

Mitglied des Vorstands von economiesuisse und Mitglied des Referendumskomitees
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Versprechen Bundesrat, Schengen-Abstimmung 2005 (I)
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Versprechen Bundesrat, Schengen-Abstimmung 2005 (II)

Die heutigen Schengen-Kosten betragen inzwischen ca. CHF 180 Mio/Jahr
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Schlussfolgerung aus den Worten des Bundesrates von 2005

Mit anderen Worten: Im Normalfall bleibt die Schweiz nach der 

Nichtübernahme einer Richtlinie im Schengen-Raum, und 

Waffenrichtlinien, die die Einführung der Bedürfnisklausel verlangen, 

gehören explizit zu diesen Normalfällen. 

Es gibt also keinen vernünftigen Grund für die Behauptung, ein Nein 

am 19. Mai führe zum Ausschluss der Schweiz aus Schengen.
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Panikmache der Befürworter

Die Befürworter behaupten immer, einem Mantra gleich, dass die Schweiz von 
Schengen/Dublin ausgeschlossen werde bei der Ablehnung des Waffengesetzes.

Dieses Szenario ist sehr unwahrscheinlich und es grenzt an Desinformation!

Ein Ausschluss würde der EU nur Probleme bereiten. Warum?

Botschaft des Bundesrats von 2004, laut dem die Schengen-Mitgliedsstaaten bei der 
Nichtübernahme einer Richtlinie verpflichtet sind, eine pragmatische Lösung zu suchen -
mit dem Ziel, den betroffenen Staat im Schengen-Raum zu halten.

- 7.8% der gesamten Schengenkosten bezahlt die Schweiz (paritätisch 3,5%)

- 35% des gesamten Nord-Süd Güterverkehrs (ca. 39 Mio Netto-Tonnen) im Alpengürtel 
(F/CH/A) werden durch die Schweiz transportiert
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Zahlen und Fakten I

Die Schweiz ist der drittwichtigste Handelspartner der EU, nach der USA und China

Quelle: Eurostat
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Zahlen und Fakten II

Die Schweiz ist die Nummer 2 bei den Dienstleistungshandelspartnern für die EU!

Quelle: Eurostat
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Zahlen und Fakten III

Täglicher Grenzverkehr durch Grenzgänger, welche in der Schweiz arbeiten.

2017: Jeden Tag im Ø 315’848 Grenzgänger, davon Ø 61’683 Deutsche, Ø 171’227 Franzosen

Die Wiedereinführung von 

Grenzkontrollen würde zu 

grossen wirtschaftlichen 

Problemen führen für die

Lombardei, Süddeutschland, 

die Region Hâute-Rhin und 

Vorarlberg.

Quelle: BfS – Ausländische Grenzgänger nach Wohnsitzstaat
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Zahlen und Fakten IV

Die Schweiz investiert sehr viel Geld ins Ausland. 

2016 wurden CHF 1214 Mrd im Ausland investiert, davon CHF 634 Mrd innerhalb der EU!
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Zahlen und Fakten V

Die EU exportierte im Jahr 2017 für € 39.99 Mrd mehr Waren in die Schweiz, als sie 
aus der Schweiz importierte!
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Das Fundament einer freien Gesellschaft

Wie frei ein Volk ist, misst sich an der Verfügbarkeit folgender drei Säulen:

−Gewaltentrennung

−Meinungsfreiheit

−Recht auf Waffenbesitz

Fehlt eine der drei Säulen, so wird die Freiheit eines Volkes auf absehbare Zeit 
eingeschränkt. Dazu gibt es in der Weltgeschichte leider genügend Beispiele.
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Referendumsträger Interessengemeinschaft Schiessen Schweiz

Interessengemeinschaft Waffensammler Schweiz (IGW)
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Politische Parteien, welche das Referendum unterstützen
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Schiessszene Schweiz I 
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Schiessszene Schweiz II
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Schiessszene Schweiz III
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Betroffene Waffen I (nicht abschliessend)
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Betroffene Waffen II (nicht abschliessend)
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Heidi Diethelm, Bronzemedaille Olympia 2016, Goldmedaille Weltcup ISSF 2014
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Magazine

Auszug aus dem Entwurf Waffenverordung zum EU-Waffengesetz: 



Nein zum Entwaffnungsdiktat der EU | 61

Magazine, Sonderfall Karabinersysteme

Das EU-Waffengesetz verbietet halbautomatische 

Waffen, welche mehr als 10 Schuss (Gewehre), 

respektive mehr als 20 Schuss im Magazin haben 

(Pistolen).
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Fallbeispiel Magazin, nach EU-Waffenrecht

Schütze A, Gelegenheitsschütze, nicht Vereinsmitglied, geht ans Herbstschiessen des 

örtlichen Schiessvereins. Hat ein Stgw90PE mit 10 Schuss Magazin, ohne 

Ausnahmebewilligung (Legal).

Schütze B, Ex-AdA, Stgw90 mit 20 Schuss Magazin, Auf Halbautomat umgebaut, ohne 

Ausnahmebewilligung, da seine alte Dienstwaffe (Legal). Ist am gleichen Schiessen, ebenfalls 

nicht Vereinsmitglied.

Schütze A hat sein Magazin vergessen. Schütze B leiht A sein Magazin aus.

Beide begehen ein Vergehen nach Waffengesetz. 

Beiden werden sämtliche Waffen entzogen! 

(A kommt in Besitz eines verbotenen Magazins, dadurch Benutzung einer verbotenen Waffe.

B überlässt A einen verbotenen Gegenstand.)
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Markierung von Waffen

Bereits seit 1999 steht im eidgenössischen Waffengesetz geschrieben, dass alle 
wesentlichen Waffenbestandteile einer Waffe markiert sein müssen.

Effektiv sind Waffen jedoch seit Jahrzehnten nummeriert!

Bereits bei der Herstellung werden die wesentlichen Waffenteile in Waffenbüchern 
erfasst. Beim Verkauf, Weiterverkauf, Import und Export werden die Waffennummern 
immer notiert. Die Papiere und Waffenbücher müssen archiviert werden.

Bei den Anschlägen von Charlie Hebdo und Bataclan liess sich so innert weniger 
Stunden die Herkunft der Kalaschnikows, 

Marke Zastava, Typ M70, belegen und sogar die 

Verkaufsurkunden an die Jugoslawische Armee 

beschaffen!

Die neue Markierungsvorschrift möchte an jedem Waffenteil zusätzliche drei 
Nummern mit 24(!) Stellen unabhängig von der Waffennummer anbringen lassen. 
Das ist technisch nicht machbar. Deutschland hat die Frist für die Markierung 
bereits bis 2022 verlängert!
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Was ist das Schengener Informations System SIS II?

https://netzpolitik.org/2018/europaeische-polizeidatenbank-150-abfragen-pro-sekunde-im-schengener-informationssystem/

Das SIS ist eine vollautomatisierte Fahndungsdatenbank mit biometrischen 

Daten. Das SIS wird durch 32 Staaten betrieben.

Datenbestand SIS aktuell:  76 Millionen Daten!

Davon betreffen etwa 98,8% die Sachfahndung. Aktuell sind ca. 900’000 

Personen im SIS ausgeschrieben. Davon haben ca. 500’000 Menschen ein 

Einreiseverbot in den Schengenraum. 2018 waren 37’677 zur Verhaftung 

ausgeschrieben. Der Rest ist zur verdeckten Ermittlung (130’000, →

Nachrichtendienst) oder Aufenthaltsnachforschung registriert.

https://netzpolitik.org/2018/europaeische-polizeidatenbank-150-abfragen-pro-sekunde-im-schengener-informationssystem/
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Schengener Informations System SIS II

Die Befürworter des EU Waffenrechts gehen in ihrer 

Argumentation nie auf das eigentliche Thema, das 

Waffenrecht ein sondern betonen immer nur auf die 

Wichtigkeit von Schengen/Dublin und dem SIS!

Das Referendumskomitee sagt JA zu Schengen und NEIN zum Waffenrecht!

Die Schweizer Polizei arbeitet primär mit RIPOL. SIS-Abklärungen laufen im 

Hintergrund. Bevor eine Sache / eine Person im SIS ausgeschrieben werden 

kann, muss es zwingend im RIPOL ausgeschrieben werden. 
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RIPOL (Recherches informatisées de police)

Quelle: Jahresbericht 2017 fedpol
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Fahndungstreffer SIS 2017

Quelle: Jahresbericht 2017 fedpol

Das Gros der SIS Abfragen erfolgt an den Schengen-Aussen und -Innengrenzen
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Effizienz des SIS Erfahrungen eines Frontpolizisten

Jedes Fahndungssystem ist nur so gut wie derjenige der es bedient (Anis Amri)!

Die Schweiz liefert Daten von sehr hoher Qualität ins SIS! Diese sind vielfach 

besser als die der Daten von anderen Ländern.

Bei Fahndungsanfragen mit RIPOL liegt die Erfolgsquote bei ca. 10%

Etwa 1% aller Fahndungsanfragen ergeben einen SIS-Hit.

Das Gros der Schengen-Hits (95%) betrifft Sachfahndungen wie z.B. verlorene 

Ausweise.

Ist mal ein SIS-Hit ein Personentreffer, so sind über 90% nur Treffer, bei welchen 

einzig und allein ein Formular ausgefüllt oder ein Rapport erstellt werden muss, 

aufgrund der Tatsache, dass diese Personen zur Aufenthaltsnachforschung oder 

zur verdeckten Ermittlung ausgeschrieben sind. Es erfolgt in diesen Fällen keine 

Verhaftung!

Es werden bei weitem mehr Verhaftungen durch RIPOL als mit SIS erzielt.
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Internationale Zusammenarbeit von Polizei und Zoll
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Argument die Schweiz wird «blind» nach Ausschluss
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Polizei Attachés
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Kooperationszentren CCPD
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Schlussfolgerung Sicherheitsstrategie Schweiz

Ein Land welches seine Sicherheitsstrategie nur auf zwei Abkommen abstützen 
würde, in diesem Fall Schengen/Dublin, hätte schlechte Berater, schlechte 
Sicherheitspolitiker und die falsche Regierung. 

Die Schweiz hat jedoch in den letzten Jahrzehnten die Hausaufgaben gemacht 
und sich bereits vor 2008 (Einführung Schengen/Dublin) gut aufgestellt. 

Die Zusammenarbeit mit Polizei- und Zollbehörden sowie Nachrichtendiensten 
funktioniert gut und ist durch die bilateralen Verträge, durch Polizei Attachés und 
Verbindungsbüros breit abgestützt.

Die Schweiz war vor Schengen nicht blind und wäre es auch danach nicht.

Auch Europa kann sich keinen blinden Fleck leisten in der heutigen Zeit.

Man darf eines nicht vergessen:

Staaten haben keine Freunde, Staaten haben Interessen!
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Argument Suizid
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Argument Weniger Waffen = Weniger Tote

Grossbritannien ist seit 1996 komplett Waffenlos. 

Stand 2018: 34’000 Messerstechereien, 

Feuergefechte mit Seriefeuerwaffen, Säure-Angriffe.

London hat New York als Mordhauptstadt überholt! 

Ein Drittel, der Bobbies musste inzwischen bewaffnet werden. Ständig mobile 
Sondereinheiten sind heute in London normal!

Völkermord Ruanda, 1994, innert 3 Monaten 1 Mio Tote durch bewaffnete Hutu 
gegen unbewaffnete Tutsis.

Abschlachtung der Jesiden durch IS Milizen, Irak 2014.
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Argument Tourismus

− Die hotelleriesuisse und Schweiz Tourismus behaupten, dass mit der Ablehnung des 
EU-Waffenrechts die Schweiz aus Schengen ausgeschlossen würde. Das würde den 
Tourismus schwer treffen, da CHF 500 Mio verloren gehen würden, vor allem durch 
Touristen aus asiatischen Ländern. Da diese dann angeblich ein zusätzliches Visa 
beantragen müssten.

− Der Ausschluss aus Schengen ist sehr unwahrscheinlich

− Der Bundesrat müsste einzig zwei Artikel im Ausländer- und Integrationsgesetz 
anpassen, um Schengen Visa einseitig anzuerkennen!

− Monaco anerkennt Schengen Visa auch einseitig!
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Akademiker gegen das Waffenrecht

Dem Aufklärer John Locke ging es um die Verteidigung individueller Freiheitsrechte.

https://www.tagesanzeiger.ch/schweiz/standard/sie-sieht-den-waffenbesitz-als-menschenrecht/story/31035918

https://www.tagesanzeiger.ch/schweiz/standard/sie-sieht-den-waffenbesitz-als-menschenrecht/story/31035918
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Akademiker gegen das Waffenrecht

«Beim verschärften EU- Waffenrecht geht es um etwas Grundsätzliches, nämlich 
um den Zusammenhang zwischen Freiheit und dem Recht auf Selbstbewaffnung. 
Wer die Einschränkung des Waffenbesitzes nur als Eingriff in die Freiheit von 
Sportschützen, Jägern und Waffensammlern deutet, verkennt, dass das Recht, eine 
persönliche Waffe zu besitzen, zu den fundamentalen Rechten freier Menschen 
gehört. […] Die Vernichtung der Juden in Deutschland hat mit einem Verbot des 
Waffenbesitzes für Juden begonnen. Das sind alles nicht einfach historische 
Reminiszenzen, Symbole und Traditionen, sondern Zusammenhänge, die für die 
Freiheit und das Recht, sich auch als freie Person notfalls gewaltsam wehren zu 
dürfen, fundamental sind.»

Robert Nef, ehem. Präsident des Stiftungsrates des Liberalen Instituts



Nein zum Entwaffnungsdiktat der EU | 86



Nein zum Entwaffnungsdiktat der EU | 87

Weitere Verbotshysterie der EU?

Durch die EU sind bereits weitere Verschärfungen und Verbote angedacht und in 

Vorbereitung, wie aus gut unterrichteten Kreisen in der EU-Sicherheitskommission 

zu vernehmen ist! Ebenso ist eine Neu-Kategorisierung von Schusswaffen 

geplant.
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Zum Schluss noch dies…

Die EU-Staaten hätten per Ende August 2018 die EU-Richtlinie 2017/853 umsetzen 
müssen. Ende Februar 2019 war die 6-monatige Übergangsfrist abgelaufen. 

Die Länder Deutschland, Frankreich, Italien, Polen, Ungarn und Tschechien, haben die 
Richtlinie bis jetzt nicht umgesetzt, sie sind aber immer noch Teil von Schengen!

In Europa sind gegen 500’000 Kriegswaffen im Umlauf oder in geheimen, den 
Sicherheitskräften nicht bekannten Depots versteckt! Kalaschnikows, 
Handgranaten, RPK-Maschinengewehre, RPG-7 Panzerfäuste und weitere 
Sprengmittel.

Diese Waffen wurden aus Ex-Jugoslawien, Albanien, der Ukraine und weiteren Ländern 
nach Europa geschmuggelt und werden durch Verbrecher verwendet.

Diese Waffen sind das wahre Problem bei der Terrorgefahr und nicht die 
Halbautomaten und Sportwaffen des legalen Waffenbesitzers!
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Abstimmungsempfehlung

In Anbetracht all dieser Fakten empfehlen das Referendumskomitee, die 

mehr als 125’000 stimmberechtigten Bürgerinnen und Bürger, welche das 

Referendum ergriffen haben sowie meine Wenigkeit am 

19. Mai 2019 ein NEIN zum EU-Waffenrecht 

in die Urne zu werfen!

Motivieren Sie auch Ihre Freunde, Verwandten und Arbeitskollegen an dieser Abstimmung 

teilzunehmen.
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Fragen



Herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit
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